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Datum der Sitzung Gremium

31.08.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt sicherzustellen, dass in den Angelegenheiten Brauhausberg und 
Schwimmhalle für die Standorte Brauhausberg und Bornstedter Feld so lange keine 
Vertragsabschlüsse und keine Grundstücksgeschäfte getätigt werden, bevor nicht abschließend über 
die drei im Geschäftsgang befindlichen Anträge der Stadtverordneten in der Sache sowie über den 
Antrag auf Unterschutzstellung der alten Schwimmhalle als Denkmal abschließend entschieden wurde.

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Die Entwicklung des Brauhausberggeländes und die Zukunft der Schwimmhalle am Brauhausberg 
befinden sich aktuell in intensiver öffentlicher Diskussion. Die bisher vorgestellten Pläne für den 
Brauhausberg stoßen auf breite Ablehnung in der Öffentlichkeit. Die bekannt gewordenen Umstände 
bezüglich eines Badneubaus im Bornstedter Feld begründen erhebliche Zweifel am angestrebten 
Kostenrahmen und an der erreichbaren Qualität einer neuen Schwimmhalle. Vor dem Hintergrund der 
erheblich kostengünstiger möglichen Sanierung der alten Schwimmhalle und der Klärung der 
verträglichen Entwicklung des Brauhausberges ohne massive Bebauung ist es erforderlich, die 
offenen Fragen sachlich und öffentlich zu beraten und zu klären, und bis zur Klärung die Schaffung 
weiterer vollendeter Tatsachen zu vermeiden, die die Handlungsfähigkeit der Stadt einschränken 
würden.
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